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Stadt Neuwied 
Engerser Landstraße 17 
56564 Neuwied 

 
 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
zur öffentlichen Sitzung des Beirates für Migration und Integration 

Sitzungstermin: Donnerstag, 19.02.2026, 16:30 Uhr 

Raum, Ort: Christlicher Friedensdienst EIRENE e.V. 
Engerser Straße 81, 56564 Neuwied 

 
 
 

TAGESORDNUNG 
Öffentlicher Teil 
 
1. "Brückenbauer der Solidarität: Ehrenamt in der Senioren- und 

Migrationshilfe bei der AWO Neuwied" 
 

 

2. Bericht des Vorstandes 
 

 

3. Bericht über die Integrationsangebote und Aktivitäten 
 

 

4. Planung von Aktionen / Veranstaltungen 
 

 

5. Internationale Wochen gegen Rassismus 
 

 

6. Verschiedenes 
 

 

 
 
 
Stadtverwaltung Neuwied 
Neuwied, 10.02.2026 
gez. Eyad Asfour 
Vorsitzender 
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Stadt Neuwied 
Engerser Landstraße 17 
56564 Neuwied 

 
 

 
Bekanntmachung der Stadtverwaltung Neuwied über das Recht auf Einsicht in das Wähler-

verzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Landtagswahl am Sonntag, 22. 
März 2026 in der Stadt Neuwied 

 
Die Stadt Neuwied richtet für die Landtagswahl ein barrierefrei erreichbares 
 

Briefwahlbüro 
im Haus für Jugend und Soziales, Amalie-Raiffeisen-Saal, 

Heddesdorfer Straße 33, 56564 Neuwied, 
 

mit folgenden Öffnungszeiten ein: 
Montag und Dienstag: 07:30 bis 17:00 Uhr, 
Mittwoch: 07:30 bis 12:00 Uhr, 
Donnerstag: 07:30 bis 18:00 Uhr und 
Freitag: 07:30 bis 12:00 Uhr sowie 
Freitag, 20.03.2026: 07:30 bis 15:00 Uhr. 
 

 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 

1. Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
Das Wählerverzeichnis zur Landtagswahl für die Stadt Neuwied wird in der Zeit vom Montag, 02.03.2026, 
bis zum Freitag, 06.03.2026, im Briefwahlbüro der Stadt Neuwied zu dessen Öffnungszeiten für Stimmbe-
rechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jede stimmberechtigte Person kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer eigenen Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
eine stimmberechtigte Person die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, muss sie Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich 
eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann; die dabei gewonnenen 
Erkenntnisse dürfen nur für die Begründung eines Einspruchs gegen das Wählerverzeichnis und für Zwe-
cke der Wahlprüfung verwendet werden. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von Stimmberechtigten, für die im Melderegister gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eine Aus-
kunftssperre eingetragen ist. 

 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist per Ausdruck 
möglich. 

 Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit der Einsichtnahme im 
Briefwahlbüro der Stadt Neuwied zu dessen Öffnungszeiten Einspruch einlegen. Der Einspruch kann 
schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.  
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Stimmberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
25.02.2026 eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, stimmberechtigt zu sein, muss spätestens bis 
zum Freitag, 06.03.2026, im Briefwahlbüro der Stadt Neuwied zu dessen Öffnungszeiten Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen. Stimmberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen werden und die bereits einen Wahlschein beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

2. Erteilung von Wahlscheinen 
Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 4 - Neuwied durch Stimmabgabe in einem 
beliebigen Wahlraum (Stimmbezirk) dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 
- in das Wählerverzeichnis eingetragene Stimmberechtigte. 
- nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Stimmberechtigte, 

a) wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wähler-
verzeichnis nach § 12 Abs. 9 Satz 1 der Landeswahlordnung (bis zum 01.03.2026) oder die Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 16 Abs. 1 der Landeswahlordnung (bis zum 
06.03.2026) versäumt haben, 

b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 12 Abs. 9 Satz 1 
der Landeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 16 Abs. 1 der Landeswahlordnung entstan-
den ist,  

c) wenn ihr Stimmrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Stadtverwaltung Neuwied gelangt ist. 

 
Mit der Wahlbenachrichtigung erhalten im Wählerverzeichnis eingetragene Stimmberechtigte ein ent-
sprechendes Antragsformular auf der Rückseite der Wahlbenachrichtigung sowie einen personalisierten 
QR-Code zum elektronischen Antrag. Der Wahlschein kann aber auch mündlich im Briefwahlbüro (nicht 
jedoch telefonisch), schriftlich oder elektronisch (briefwahl@neuwied.de) beantragt werden. 
Falls die Zusendung des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an eine von der Hauptwohnung abwei-
chende Adresse gewünscht wird, muss auch diese Adresse angegeben werden. 
 
Wahlscheine können bis zum Freitag, 20.03.2026, 15:00 Uhr, bei der Stadtverwaltung Neuwied (Brief-
wahlbüro) beantragt werden. 
Der Antrag muss den Familiennamen, die Vornamen, das Geburtsdatum und die Wohnanschrift (Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, Ort) enthalten. 
 
Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss die Berechtigung hierzu durch Vorlage einer schriftli-
chen Vollmacht nachweisen.  
Eine stimmberechtigte Person mit Behinderungen kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen 
Person bedienen.  
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Tag der Wahl, 
22.03.2026, 15:00 Uhr, gestellt werden. 
Versichert eine stimmberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihr bis zum Tag vor der Wahl, 21.03.2026, 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.  
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Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Stimmberechtigte können aus den unter den oben aufge-
führten Buchstaben a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis 
zum Tag der Wahl, 22.03.2026, 15:00 Uhr, stellen. 
 
Mit dem Wahlschein erhalten Stimmberechtigte 
- einen amtlichen weißen Stimmzettel des Wahlkreises 4 - Neuwied, 
- einen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag, 
- ein amtlichen hellroten Wahlbriefumschlag mit der Anschrift der Stadtverwaltung Neuwied, an die der 

Wahlbrief zurückzusenden ist, und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewie-
sen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Stimmberechtigte vertritt; dies hat sie der 
Stadtverwaltung Neuwied vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Die bevollmäch-
tigte Person muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und sich auf Verlangen ausweisen. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich seinen weißen Stimmzettel, steckt ihn nach innen 
gefaltet in den amtlichen weißen Stimmzettelumschlag und verschließt diesen; unterschreibt die auf 
dem weißen Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt unter Angabe des Tages, steckt den 
verschlossenen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag und den unterschriebenen weißen Wahlschein 
in den amtlichen hellroten Wahlbriefumschlag, verschließt den hellroten Wahlbriefumschlag und über-
sendet den Wahlbrief an die darauf angegebene Stadtverwaltung Neuwied (Briefwahlbüro). 
 
Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung nicht 
in der Lage sind, ihre Stimmen abzugeben, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. Die Hilfsperson hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder des Wäh-
lers zu kennzeichnen und dies auf dem Wahlschein an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich 
auf die Erfüllung der Wünsche der Wählerin oder des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson muss das 
16. Lebensjahr vollendet haben und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hil-
festellung von der Wahl eines anderen erhält. 
Stimmberechtigte, welche ihre Briefwahlunterlagen bei der Stadtverwaltung Neuwied selbst in Empfang 
nehmen, können an Ort und Stelle im Briefwahlbüro die Briefwahl ausüben. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die 
Stadtverwaltung Neuwied gesandt oder gebracht werden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Tag 
der Wahl, 22.03.2026, bis 18:00 Uhr (Ende der Wahlzeit) eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bis zum Ende der Wahlzeit 
bei der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stadtverwaltung Neuwied oder bei dem für den Wahl-
brief zuständigen Wahlvorstand abgegeben werden. 
 
Neuwied, den 04.02.2026 
gez. Jan Einig 
Oberbürgermeister als Gemeindewahlleiter 
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Stadt Neuwied 
Engerser Landstraße 17 
56564 Neuwied 

 
 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
Der Stadtrat von Neuwied hat in seiner Sitzung am 03.02.2026 die Änderung des kommunalen Förderpro-
gramms im Rahmen von KIPKI „Richtlinie der Stadt Neuwied zur Förderung von Begrünungsmaßnahmen“ 
beschlossen.  
 
Anträge zur Förderung von Dachbegrünungen, Fassadenbegrünungen, Entsieglungsmaßnahmen zum 
Zwecke der Begrünung, sowie für klimaresiliente Bäume und bienenfreundliche Stauden können nun ein 
Jahr länger, bis zum 28.02.2027, gestellt werden.  
 
Die Richtlinie mit weiteren Details ist zu finden auf der Homepage der Stadt Neuwied unter: 
https://www.neuwied.de/klimaschutz/foerderungen#c7512 oder www.neuwied.de → Entwicklung & 
Wirtschaft → Klima & Umwelt → Klimaschutz 
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Richtlinie der Stadt Neuwied 

zur Förderung von Begrünungsmaßnahmen 
 

 

  
Foto: A. Linke (Stadt Neuwied) 

 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Neuwied 
Stadtbauamt - Planungsabteilung 

Engerser Landstraße 17 
56564 Neuwied 

 
stadtbauamt@neuwied.de 

  
Stand: Januar 2026



Amtsblatt
für öffentliche Bekanntmachungen

9

Ausgabe 07/2026
Erscheinungsdatum: 13.02.26

 

 

Inhaltsverzeichnis  

 
Vorbemerkung .................................................................................................................. 4 

1. Fördergegenstand ...................................................................................................... 4 

1.1 Dachbegrünung ....................................................................................................................... 4 

1.1.1 Geförderte Maßnahmen ................................................................................................. 4 

1.1.2 Höhe der Zuwendung ...................................................................................................... 4 

1.1.3 Besondere Bestimmungen .............................................................................................. 4 

1.2 Fassadenbegrünung ................................................................................................................ 5 

1.2.1 Geförderte Maßnahmen ................................................................................................. 5 

1.2.2 Höhe der Zuwendung ...................................................................................................... 5 

1.2.3 Besondere Bestimmungen .............................................................................................. 5 

1.3 Entsieglung zum Zwecke der Begrünung ................................................................................ 5 

1.3.1 Geförderte Maßnahmen ........................................................................................................ 5 

1.3.2 Höhe der Zuwendung ............................................................................................................. 5 

1.3.3 Besondere Bestimmungen ..................................................................................................... 6 

1.4. Klimaresiliente Baumpflanzungen ................................................................................................ 6 

1.4.1 Geförderte Maßnahmen ........................................................................................................ 6 

1.4.2 Höhe der Zuwendung ............................................................................................................. 6 

1.4.3 Besondere Bestimmungen ..................................................................................................... 6 

1.5. Bienenfreundliche Staudenbeete................................................................................................. 6 

1.5.1 Geförderte Maßnahmen ........................................................................................................ 6 

1.5.2 Höhe der Zuwendung ............................................................................................................. 6 

1.5.3 Besondere Bestimmungen ..................................................................................................... 6 

2. Fördervoraussetzungen .............................................................................................. 7 

3. Förderausschluss........................................................................................................ 7 

4. Förderbetrag - Allgemein ........................................................................................... 8 

5. Antragsstellung .......................................................................................................... 8 

5.1 Antragsberechtigung ............................................................................................................... 8 

5.2 Eigenerklärung ......................................................................................................................... 8 

5.3 Notwendige Unterlagen .......................................................................................................... 9 

6. Verfahren .................................................................................................................. 9 

6.1 Antragsverfahren..................................................................................................................... 9 

6.1.2 Antrag auf vorzeitigen Maßnahmenbeginn ........................................................................... 9 

6.1.3 Verwendungsnachweis und Schlussabnahme ..................................................................... 10 

  



Amtsblatt
für öffentliche Bekanntmachungen

10

Ausgabe 07/2026
Erscheinungsdatum: 13.02.26

 

 

7. Widerruf ...................................................................................................................10 

8. Haftungsausschluss ...................................................................................................10 

9. Schlussbestimmungen ...............................................................................................10 

10. Antrags- und Bewilligungsstelle .............................................................................11 

11. Inkrafttreten .........................................................................................................11 



Amtsblatt
für öffentliche Bekanntmachungen

11

Ausgabe 07/2026
Erscheinungsdatum: 13.02.26

 

 

Vorbemerkung 
 
Im Jahr 2023 hat das Land Rheinland-Pfalz mit dem Kommunalen Investitionsprogramm Klimaschutz und 
Innovation, kurz KIPKI, eine neue Offensive für den Klimaschutz gestartet. Jede kommunale Gebietskör-
perschaft erhält dazu - gemessen an der Einwohnerzahl - einen bestimmten Betrag für Investitionen in 
den Klimaschutz oder für Maßnahmen zur Klimafolgenanpassung. Die Stadt Neuwied gibt einen Teil ihrer 
KIPKI-Förderung an ihre Bürger und Bürgerinnen weiter, im Rahmen der „Richtlinie der Stadt Neuwied zur 
Förderung von Begrünungsmaßnahmen“.  

Durch dieses „Kommunale Förderprogramm Begrünung“ soll in der Bürgerschaft ein finanzieller Anreiz 
geschaffen werden, um Investitionen in die Anpassung an den Klimawandel voranzutreiben. Bei den ge-
förderten Begrünungsmaßnahmen geht es um Dachbegrünung, Fassadenbegrünung, aber auch um die 
Förderung von Entsieglungsmaßnahmen zum Zweck der Begrünung sowie die Förderung von klimaresili-
enten Bäumen und bienenfreundlichen Staudenbeeten. Durch diese Maßnahmen soll ein Beitrag zur Ver-
besserung des lokalen Stadtklimas geleistet werden, indem überhitzte Bereiche verringert werden und 
damit einhergehend die Kühlleistung erhöht wird. Mit der Begrünung von Flächen wird zudem die Bio-
diversität in der Stadt Neuwied gesteigert. Ein weiterer positiver Effekt ist, dass durch die dezentrale Zwi-
schenspeicherung von Regenwasser auf Dächern und in Grünflächen ein Beitrag zur schadlosen Ableitung 
von Niederschlagswasser bei Starkregenereignissen bzw. zur Grundwasserneubildung geleistet wird.  
 
 

1. Fördergegenstand 

1.1 Dachbegrünung 

1.1.1 Geförderte Maßnahmen 
Gefördert werden Dachbegrünungen bei geeigneten Gebäuden und baulichen Anlagen wie Garagen oder 
Carports, die als Biodiversitätsgründach angelegt werden und mindestens eine Flächengröße von 10 m² 
aufweisen. Dazu gehören: 

- alle Baukosten im Zusammenhang mit der Maßnahme, ab Oberkante Dachabdichtung, wie 
z.B. Ausgaben für den Aufbau der Vegetationsschicht, Wurzelschutzbahn, Schutzvlies, Filter-
matte, Drainschicht, Substrat, Ansaat oder Pflanzen. 

 
1.1.2 Höhe der Zuwendung 
Die Förderung erfolgt in Form eines Zuschusses. Gefördert werden max. 40 €/m². Es werden höchstens 
50 Prozent der förderfähigen Kosten einer Maßnahme bezuschusst, jedoch max. 2.500 € pro antragsstel-
lende Person. 
 
1.1.3 Besondere Bestimmungen 
Eine Förderung von Dachbegrünungen ist für zusammenhängende Flächen ab einer Mindestgröße von 10 
m² möglich.  

Die Dachbegrünung ist als Biodiversitätsgründach umzusetzen. Das bedeutet, dass eine extensive oder 
einfach intensive Dachbegrünung (Substrataufbau von mind. 10 cm) mit mindestens zwei der folgenden 
Biodiversitätsbausteine anzulegen ist: Substratmodellierung (Anhügelung); Temporäre Wasserflächen; 
Vegetationsfreie Flächen, z. B. Sandlinsen; Kies– oder Schotterflächen; Totholz oder Nisthilfen. Die Bio-
diversitätsbausteine machen etwa 10 % der begrünbaren Dachfläche aus. 

Die Sanierung von asbest- oder PVC- haltigen Dachabdeckungen sowie auch deren Begrünung werden 
nicht gefördert.  
 
 



Amtsblatt
für öffentliche Bekanntmachungen

12

Ausgabe 07/2026
Erscheinungsdatum: 13.02.26

 

 

1.2 Fassadenbegrünung 

1.2.1 Geförderte Maßnahmen 
Gefördert werden bodengebundene Fassadenbegrünungen bei geeigneten Fassaden, Mauern und sons-
tigen Flächen. Dazu gehören 

- vorbereitende Maßnahmen, wie das Entfernen von versiegelnden Bodenbelägen, nicht aber 
die Fassadensanierung, 

- die Bodenaufbereitung bzw. der Bodenaustausch, 
- Rankhilfen, bodengebundene Fassadenbegrünungssysteme oder Pergolen und 
- Pflanzen und Pflanzmaßnahmen. 
 

Gefördert werden wandgebundene Fassadenbegrünungen („vertikale Gärten“) an Außenfassaden und 
Außenmauern. Dazu gehören: 

- vorbereitende Maßnahmen, wie verankern und befestigen der Unterkonstruktion/ Module, 
- die Bodeneinbringung, 
- Rankhilfen, Pflanzmodule, Pflanzgefäße und 
- Pflanzen und Pflanzmaßnahmen. 

 
1.2.2 Höhe der Zuwendung 
Die Förderung erfolgt in Form eines Zuschusses. Gefördert werden bei bodengebundenen Fassadenbe-
grünungen höchstens 50 % der förderfähigen Kosten. Bei einer wandgebundenen Begrünung gilt ein 
Höchstsatz von 60 €/m² begrünter Wandfläche sowie höchstens 50 Prozent der förderfähigen Kosten ei-
ner Maßnahme. Maximal werden bei einer wandgebundenen sowie einer bodengebundenen Fassaden-
begrünung 2.500 € pro antragsstellende Person bezuschusst.  
 
1.2.3 Besondere Bestimmungen 
Wandgebundene Fassadenbegrünungen sind nur dann förderfähig, wenn deren Bewässerung vollständig 
oder anteilig durch Regenwasser erfolgt, wie z.B. aus Rückhaltesystemen (Zisterne, Regensammler, Re-
tentionsdach). 
 
 
1.3 Entsieglung zum Zwecke der Begrünung 

1.3.1 Geförderte Maßnahmen 
Gefördert werden ab einer Mindestgröße von 4 m² Entsiegelungen zum Zwecke der Begrünung, wobei 
versiegelte Flächen ohne Begrünung (z.B. Schottergärten, Pflaster, Beton und Asphalt) zurückgebaut und 
dauerhaft mit Anschluss an den natürlichen Boden begrünt werden. Gefördert werden: 

- das Entfernen von versiegelnden Bodenbelägen und Schottergärten (inkl. Entsorgungskosten 
des alten Bodenbelags), 

- die Bodenaufbereitung bzw. der Bodenaustausch und 
- Bepflanzungen und gärtnerische Gestaltung von Flächen. 

 
1.3.2 Höhe der Zuwendung 
Die Förderung erfolgt in Form eines Zuschusses. Gefördert werden 40 €/m², höchstens jedoch 50 Prozent 
der förderfähigen Kosten einer Maßnahme. Es werden max. 2.500 € pro antragsstellende Person bezu-
schusst. 
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1.3.3 Besondere Bestimmungen 
Eine Förderung ist für zusammenhängende Flächen ab einer Mindestgröße von 4 m² möglich. 
Mit der Entsiegelungsmaßnahme darf nicht gegen Rechtsnormen aus dem Baurecht, dem Denkmalschutz-
recht, dem Bodenschutzrecht, dem Abfallrecht und dem Naturschutzrecht verstoßen werden. Um eine 
Boden- und Grundwassergefährdung oder eine Belastung des Menschen als Folge der Entsiegelung aus-
zuschließen, ist in Verdachtsfällen eine (ggf. kostenpflichtige) Auskunft aus dem Altlastenverzeichnis von 
der antragsstellenden Person einzuholen. Die Anforderungen nach § 12 Bundes-Bodenschutzverordnung 
(BBodSchV) sind einzuhalten. 
Für „Schottergärten“: 
Förderfähig sind nur Flächen, bei denen Steine/Schotter die wesentlichen Gestaltungselemente darstel-
len, der Flächenanteil an vorhandener Bepflanzung unter 15 % liegt und der Oberboden entfernt wurde. 
Einfache Nachpflanzungen oder Ergänzungen werden nicht gefördert. Die Fläche ist mit Oberboden auf-
zufüllen und flächendeckend zu begrünen. Die Anforderungen gemäß § 12 BBodSchV sind einzuhalten. 
 
 
1.4. Klimaresiliente Baumpflanzungen 

1.4.1 Geförderte Maßnahmen 
Gefördert werden im besiedelten Bereich (Innenbereich) der Erwerb von klimaresilienten Bäumen. 
 
1.4.2 Höhe der Zuwendung 
Die Förderung erfolgt in Form eines Zuschusses. Gefördert werden 50 Prozent der Anschaffungskosten 
für den klimaresilienten Baum. Es werden max. 500 € pro antragstellende Person und max. 5 klimaresili-
ente Bäume je Grundstück bezuschusst.   

  
1.4.3 Besondere Bestimmungen 
Bei den Baumpflanzungen sind nur die klimaresilienten Bäume der Internetseite des Hessischen Landes-
amts für Naturschutz, Umwelt und Geologie (https://www.hlnug.de/stadtgruen-im-klimawandel/klima-
resiliente-baumarten-finden) zu verwenden. Weitere Arten sind nicht förderfähig. Der Zuschuss wird nur 
für den Erwerb des Baumes gewährt und nicht für weitere, im Zusammenhang mit einer Baumpflanzung, 
entstehende Kosten. Liegt der Kaufpreis eines Baumes unter 50 € wird kein Zuschuss gewährt. Das gültige 
Nachbarschaftsrecht, insbesondere in Bezug auf Pflanzabstände zu Nachbargundstücken, ist zu beachten. 
 
1.5. Bienenfreundliche Staudenbeete 

1.5.1 Geförderte Maßnahmen 
Gefördert werden im besiedelten Bereich (Innenbereich) der Erwerb von bienenfreundlichen Stauden. 
 
1.5.2 Höhe der Zuwendung 
Die Förderung erfolgt in Form eines Zuschusses. Gefördert werden 50 Prozent der Anschaffungskosten 
für die bienenfreundlichen Stauden. Es werden max. 500 € pro antragstellende Person bezuschusst.   
 
1.5.3 Besondere Bestimmungen 
Eine Förderung von bienenfreundlichen Staudenbeeten ist für zusammenhängende Flächen ab einer Min-
destgröße von 4 m² möglich. Dabei sind Pflanzen aus der beigefügten Liste der Anlage 1 zu wählen. Der 
Zuschuss wird nur für den Erwerb der bienenfreundlichen Stauden gewährt und nicht für weitere, im Zu-
sammenhang mit einer Pflanzung, entstehende Kosten. Liegt der Gesamtkaufpreis der bienenfreundli-
chen Stauden unter 50 € wird kein Zuschuss gewährt. 
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2. Fördervoraussetzungen 

• Die geförderte Maßnahme muss auf dem Gebiet der Stadt Neuwied umgesetzt werden. 

• Gefördert werden nur freiwillige Maßnahmen. 

• Bei Planung und Umsetzung der Begrünungsmaßnahme sind ein wirtschaftlicher und sparsamer 
Mitteleinsatz sowie die technische und ökologische Sinnhaftigkeit und Nachhaltigkeit der Maß-
nahme zu berücksichtigen. Die einschlägigen technisch-fachlichen Maßgaben, wie bspw. DIN-Nor-
men und Richtlinien der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. 
(Dach- und Fassadenbegrünungs-Richtlinien), sind Maßstab für die Planung und Umsetzung der 
Maßnahmen. 

• Die geförderte Maßnahme darf nicht mietpreissteigernd auf Mieterinnen und Mieter umgelegt 
werden. 

• Die Zuwendungsempfängerin bzw. der Zuwendungsempfänger hat eine mögliche Rechtsnachfol-
gerin bzw. einen möglichen Rechtsnachfolger zur Anerkennung der mit der Bewilligung der Zu-
wendung verbundenen Vorschriften vertraglich zu verpflichten und die Stadt Neuwied über die 
Rechtsnachfolge unverzüglich zu unterrichten. Unabhängig hiervon haftet sie bzw. er gesamt-
schuldnerisch für etwaige Rückzahlungsverpflichtungen. 

 
 
3. Förderausschluss 

• Gefördert werden ausschließlich Maßnahmen an legal errichteten Bauten. 

• Die Förderung der Begrünungsmaßnahmen ist ausgeschlossen, wenn die Maßnahmen in Bebau-
ungsplänen festgesetzt sind bzw. als Auflage im Rahmen einer Baugenehmigung zu erfolgen ha-
ben oder als sonstige (bau)rechtliche Vorgabe gefordert werden. 

• Die Begrünungsmaßnahme darf bauplanungsrechtlichen oder bauordnungsrechtlichen Vorschrif-
ten sowie nachbarschaftsrechtlichen oder anderen rechtlichen Vorschriften nicht entgegenste-
hen. 

• Jede Maßnahme kann nur einmal gefördert werden. Mehrfachförderungen nach dieser Richtlinie 
oder nach anderen Förderprogrammen sind ausgeschlossen. Die Gesamtfinanzierung der Anlage 
muss bei Antragstellung sichergestellt sein. 

• Eine Boden- und Grundwassergefährdung als Folge der Entsiegelung muss ausgeschlossen sein. 

• Mit der Ausführung der geförderten Maßnahmen darf nicht vor Bewilligung (Erhalt des Beschei-
des) der Förderung begonnen werden. Als Beginn ist bereits der Abschluss eines Leistungs- oder 
Liefervertrages zu werten. Planungsarbeiten und Genehmigungsverfahren sind von der Förderung 
ausgenommen. 

• Die maximale Fördersumme wird durch Bescheid bewilligt und nach Abschluss der Maßnahmen 
detailliert abgerechnet. Die Vorsteuerbeträge nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes gehören, so-
weit sie bei der Umsatzsteuer abgesetzt werden können, nicht zu den zuwendungsfähigen Aus-
gaben. 
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4. Förderbetrag - Allgemein 

Der Neuwieder Bevölkerung stehen KIPKI-Mittel für die Förderung von Begrünungsmaßnahmen im Rah-
men dieser Richtlinie zur Verfügung. Anträge mit allen geforderten Unterlagen können bis spätestens 
28.02.2027 bei der Stadtverwaltung Neuwied gestellt werden. Die Maßnahme muss bis spätestens zum 
30.04.2027 umgesetzt sein. Bis zu diesem Zeitpunkt müssen auch alle für den Mittelabruf erforderlichen 
Unterlagen bei der Stadtverwaltung Neuwied vorliegen. 
Je Zuwendungsempfänger sind Fördermittel auf eine Höchstsumme von insgesamt 2.500 € begrenzt. Bei 
klimaresilienten Baumpflanzungen sowie bei bienenfreundlichen Staudenbeeten ist die Förderhöchst-
summe auf maximal 500 € begrenzt.  
Es werden höchsten 50 % der förderfähigen Kosten gefördert werden. 
Verwaltungs- und Finanzierungskosten sind nicht förderfähig. 
Eigenleistung: Bei in Eigenleistung erbrachten, fachgerechten Arbeiten, sind die Materialkosten, soweit 
sie nach Art und Umfang angemessen sind, mit 50 % förderfähig. Die Kosten der Eigenleistungen werden 
nicht auf die förderfähige Höchstsumme von 2.500 € draufgerechnet. 
Nicht zuwendungsfähige Posten sind: 
• Zuführungen an Rücklagen aus der städtischen Förderung, 
• nicht zahlungswirksame Aufwendungen und Kosten (z.B. Abschreibungen, Bildung von Rückstellun-

gen kalkulatorische Zinsen), 
• Spenden an Dritte, 
• das reine Aufstellen von Pflanzkübeln oder ähnlichem, 
• Pflegemaßnahmen, 
• Kosten, die durch Versäumnisse oder Fehlverhalten des Zuwendungsempfängers entstanden sind (z. 

B. Versäumnisgebühren, Bußgelder) und 
• die Vorsteuerbeträge nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes, soweit sie bei der Umsatzsteuer abgesetzt 

werden können. 
 
 
5. Antragsstellung 

Anträge sind mit dem dafür bereitgestellten Onlineformular der Stadt Neuwied einzureichen. Das ge-
nannte Formular steht mit in Kraft treten dieser Richtlinie auf der Homepage der Stadt Neuwied zur Ver-
fügung. Förderanträge sind vollständig zusammen mit den benötigten Unterlagen (siehe Punkt 5.3) ein-
zureichen. Die Antragsstellung ist ausschließlich in digitaler Form möglich. 
 
5.1 Antragsberechtigung 

Antragsberechtigt sind Gebäude- bzw. Grundstückseigentümer und Grundstückseigentümerinnen und Ei-
gentümergemeinschaften. Auch sonstige Verfügungsberechtigte über ein Grundstück, wie Erbbauberech-
tigte, Mieterinnen und Mieter oder Interessengruppen, wie Vereine oder Initiativen, können Anträge stel-
len, sofern eine Vollmacht des Grundstückseigentümers bzw. der Grundstückseigentümerin vorliegt. 
 

5.2 Eigenerklärung 

Der Antragsteller erklärt, dass er über alle notwendigen rechtlichen und technischen Genehmigungen 
(bspw. statischer Nachweis, Aufbruchgenehmigung, denkmalschutzrechtliche Genehmigung, Altlasten-
prüfung, Baugenehmigung, WEG-Beschluss usw.) verfügt. Der Antragsteller trägt die rechtliche und tat-
sächliche Verantwortung für die Durchführbarkeit der beantragten Maßnahme. Sollte die Maßnahme ge-
gen Rechtsvorschriften verstoßen oder praktisch nicht durchführbar sein, kann die Zuwendung zurückge-
fordert werden. Anträge werden nur auf Plausibilität geprüft. 
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5.3 Notwendige Unterlagen 

Folgende Unterlagen sind dem Antrag beizufügen: 

• Beschreibung des Vorhabens, 
• Fotos des Ausgangszustandes, 
• Lageplan und/oder aussagekräftige Skizze im Maßstab 1:100, aus dem/r die Fläche für die Begrü-

nungsmaßnahme mit Maßangaben zweifelsfrei entnommen werden kann, 
• Ein Kosten- und Finanzierungsplan, optional ergänzt durch das Angebot eines Fachbetriebes. Da-

bei ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Bei einer Dachbegrü-
nung sollte aus dem Angebot die Höhe der Substratschicht hervorgehen,  

• Kopie des Grundbuchauszuges, aus dem sich die Eigentumsverhältnisse ergeben, 
• Eigentümerbeschluss bei Wohnungseigentümergemeinschaften bzw. bei sonstigen Verfügungs-

berechtigten des Grundstücks die Vollmacht des Grundstückseigentümers oder der Grundstücks-
eigentümerin, 

• Erklärung, dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen wurde. 

Bei dem Kosten- und Finanzierungsplan ist grundsätzlich von den Bruttokosten auszugehen. Soweit beim 
Zuwendungsempfänger ein Anspruch auf Vorsteuerabzug besteht, sind die Kostenanteile aus der Umsatz-
steuer, gegebenenfalls auch anteilig, zu kürzen. 
 
 
6. Verfahren 

6.1 Antragsverfahren 

Anträge können bis zum 28.02.2027 gestellt werden.  
Die Anträge werden in der Reihenfolge der Antragseingänge inkl. der vollständigen Unterlagen bearbeitet. 
Werden Maßnahmen für mehrere der unter Ziffer 1 genannten Fördergegenstände durchgeführt, ist für 
jedes Vorhaben ein einzelner Antrag zu stellen. 
Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen erfolgt die Bewilligung in Form eines schriftlichen Bescheides, 
der die maximale Höhe des bewilligten Zuschusses angibt. Der Zuschuss kann nachträglich nicht erhöht 
werden. Die Möglichkeit zur Inanspruchnahme von Fördermitteln ist auf einen Zeitraum von einem Jahr 
nach erfolgter Bewilligung befristet, spätestens jedoch bis zum 30.04.2027.  
Eine Fristverlängerung kann beantragt werden. Ein Rechtsanspruch auf Verlängerung besteht nicht. 
 

6.1.2 Antrag auf vorzeitigen Maßnahmenbeginn 
Grundsätzlich darf nicht mit den Maßnahmen begonnen werden, bevor eine Bewilligung vorliegt. Ein vor-
zeitiger Maßnahmenbeginn führt zum Förderausschluss. In Ausnahmefällen kann die Stadt Neuwied dem 
Beginn der Maßnahme vor Erteilung des Bewilligungsbescheides zustimmen. Hierzu ist schriftlich eine 
Erlaubnis einzuholen. Aus dieser Erlaubnis ist jedoch kein Anspruch auf Bewilligung eines Zuschusses ab-
zuleiten. 
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6.1.3 Verwendungsnachweis und Schlussabnahme 
Nach Abschluss der Maßnahme ist die Zuwendungsempfängerin bzw. der Zuwendungsempfänger ver-
pflichtet, der Stadt Neuwied spätestens nach zwei Monaten einen Nachweis über die durchgeführten 
Maßnahmen und die entstandenen Kosten vorzulegen. Hierzu sind folgende Unterlagen notwendig: 

• Mitteilung über den Tag der Fertigstellung der Maßnahme,  
• Rechnungsbelege in Kopie, 
• Zahlungsnachweis in Kopie, 
• das Aufmaß (falls nicht aus der Rechnung erkennbar), 
• eine Fotodokumentation des Ausgangs- und Endzustandes. 

Der Zuschuss wird nur an die beantragende Person, auf das von ihr benannte Konto ausgezahlt. Die Zu-
wendungsempfängerin bzw. der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, alle Rechnungen und Auslagen-
belege im Original fünf Jahre aufzubewahren und auf Verlangen der Stadt jederzeit zur Prüfung vorzule-
gen. Nach Überprüfung der Nachweise und deren Anerkennung sowie gegebenenfalls einer Ortsbesichti-
gung durch die Zuwendungsgeberin (Mitarbeitende der Stadt Neuwied) wird der Zuschuss ausgezahlt. 
Zum Zwecke der Ortsbesichtigung ist dem Zuwendungsgeber ein Betretungsrecht zu gewähren. Die Aus-
zahlung des Zuschusses erfolgt nur, wenn die Fördermaßnahme entsprechend den eingereichten Unter-
lagen durchgeführt worden ist oder die Bewilligungsstelle einer eventuellen Abänderung schriftlich zuge-
stimmt hat. 
 
 
7. Widerruf 

Wenn die Bewilligung der Fördermittel aufgrund falscher Angaben erfolgt ist, wenn schuldhaft Verpflich-
tungen aus der Bewilligung oder aus der Förderungsrichtlinie verletzt wurden, kann die Bewilligung der 
Fördermittel ganz oder teilweise widerrufen werden. Ausgezahlte Fördermittel werden inklusive Zinsen 
zurückgefordert. Sie sind ab dem Fälligkeitsdatum mit 5 % über dem Zinssatz gemäß §247 BGB zu verzin-
sen.  
 
 
8. Haftungsausschluss 

Die Stadt Neuwied haftet nicht für mögliche Schäden, die durch geförderte Begrünungsmaßnahmen ent-
stehen.  
 
9. Schlussbestimmungen 

Es handelt sich bei der Gewährung von Fördergeldern auf Grundlage dieser Förderrichtlinie um freiwillige 
Leistungen, die nur gewährt werden, solange entsprechende Budgetmittel zur Verfügung stehen. Ein 
Rechtsanspruch auf Gewährung von Fördergeldern besteht nicht. 
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10. Antrags- und Bewilligungsstelle 

Stadtverwaltung Neuwied 
Engerser Landstraße 17 
56564 Neuwied 
 

 
11. Inkrafttreten 

Diese Förderrichtlinie tritt mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Die Richtlinie ist gültig, solange 
entsprechende Fördermittel hierfür zur Verfügung stehen, spätestens bis zum 30.06.2027.  
 
 
Stadtverwaltung Neuwied 
Neuwied, 04.02.2026 
gez. Jan Einig 
Oberbürgermeister  
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Öffentliche Bekanntmachung 

FFH-Monitoring und Erfassung invasiver Pflanzen 2026 des Landesamts für Umwelt  

Ab Februrar 2026 bis Oktober 2026 werden in Rheinland-Pfalz verschiedene Stichproben-flächen im 

Rahmen des FFH-Monitoring regelmäßig begangen und das Vorkommen bestimmter Tier- und Pflanzen-

arten dokumentiert. Dieses Monitoring ist für die Mitgliedsstaaten der EU gemäß Art. 11 der FFH-Richtli-

nie (Richtlinie 92/43/EWG) verpflichtend durchzuführen und dient der Überwachung des Erhaltungszu-

standes der in den Anhängen der Richtlinie verzeichneten Pflanzen- und Tierarten, wie z. B. der Hasel-

maus (Muscardinus avellanarius), der Schlingnatter (Coronella austriaca) oder des Großen Feuerfalters 

(Lycaena dispar). Zudem werden verschiedene Lebensraumtypen, beispielsweise Trockene Heiden oder 

Borstgrasrasen, untersucht. Gleichzeitig erfolgt im Jahr 2026 eine Überprüfung ausgewählter Nachweise 

invasiver Pflanzen, wie z.B. das Afrikanische Lampenputzergras (Cenchrus setaceus). 

 

Die dabei erhobenen Daten fließen in die Erstellung eines nationalen Berichtes ein, zu dessen Übermitt-

lung an die EU-Kommission die Mitgliedsstaaten gemäß Art. 17 der FFH-Richtlinie bzw. Art. 24 der EU-

Verordnung 1143/2014 alle 6 Jahre verpflichtet sind. Die Erhebungen auf den Probeflächen haben kei-

nen Einfluss auf die bestehende oder zukünftige Nutzung der Flächen. 

 

Die Erfassungen erfolgen im Auftrag des Landes, vertreten durch das Landesamt für Umwelt Rheinland-
Pfalz (LfU). Das LfU beauftragt dafür ausgewiesene Experten. Damit diese externen Kartierenden im Ge-
lände zu erkennen sind, werden sie vom LfU mit einem Schild ausgestattet, auf dem steht: „Kartierung 
Naturschutz – Im Auftrag des Landesamtes für Umwelt Rheinland-Pfalz“. Das Schild ist mit einem Dienst-
siegel versehen. Darüber hinaus werden die beauftragten Experten vom LfU verpflichtet, die Beauftra-
gung im Fahrzeug bereitzuhalten.  

Im Rahmen der Erhebungen ist es den Kartierenden grundsätzlich erlaubt, Grundstücke zu betreten (§ 2 
LNatSchG). 

Mehr Informationen finden Sie hier:  
https://lfu.rlp.de/natur/beobachtung-und-monitoring 
https://www.bfn.de/monitoring-ffh-richtlinie 
https://lfu.rlp.de/natur/artenschutz/neobiota-invasive-arten 
 
Landesamt für Umwelt 
Rheinland-Pfalz 
11. Februar 2026 
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Stadt Neuwied 
Engerser Landstraße 17 
56564 Neuwied 

 
 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
 

Bauleitplanung der Stadt Neuwied 
 

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 701 „In der Sohl“ 
 

3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 702 „Distelfeld“ 
 

sowie 
 

16. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Neuwied im Parallelverfahren 
im Bereich des Gewerbegebietes Distelfeld 

 
 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
 
 

Der Stadtrat der Stadt Neuwied hat in seiner Sitzung am 20.03.2024 die 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 701 „In der Sohl“ und die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 702 „Distelfeld“ beschlossen. Am 
15.05.2025 hat der Stadtrat die 16. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren beschlos-
sen.  
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16. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Neuwied 
Beschreibung des Plangebietes 
 
Das Plangebiet der 16. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt im Bereich des Gewerbegebietes Dis-
telfeld. Es befindet sich beidseitig der B 256 und wird nördlich durch die B42 und südlich durch die Inster-
burger Straße begrenzt. Eine Abgrenzung kann der nachfolgenden Skizze entnommen werden. 
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Allgemeine Ziele und Zwecke der Flächennutzungsplanänderung 
  
Die Stadtverwaltung Neuwied beabsichtigt eine Anpassung des Flächennutzungsplans im Bereich Gewer-
begebiet Distelfeld an Ziele des 2022 beschlossenen Einzelhandelskonzeptes. Der rechtswirksame Flä-
chennutzungsplan enthält vergleichsweise detaillierte Vorgaben zur Steuerung des Einzelhandels, die auf 
einem bereits 1998 aufgestellten Einzelhandelskonzept basieren. Darstellungen des Flächennutzungs-
plans sind bei der Aufstellung oder Änderung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen. 
 
So sind in Flächennutzungsplan dargestellten Sondergebieten neben Gewerbe nur Einzelhandelsbetriebe 
mit ausgewählten Sortimenten vorgegeben und es ist festgelegt, wieviel Verkaufsfläche je Grundstücks-
fläche diese maximal haben dürfen. Zur Steuerung des Einzelhandels sollen zukünftig vor allem entspre-
chende Festsetzungen in dort geltenden Bebauungsplänen dienen, die parallel geändert werden. In der 
Flächennutzungsplan-Änderung soll deshalb auf die genannten Regelungen bzgl.  Verkaufsflächenzahlen 
und Sortiment-Vorgaben verzichtet werden. 
 
Im Bereich der Königsberger Straße soll der Flächennutzungsplan an einen rechtskräftigen Bebauungsplan 
angepasst werden. Ein Teil einer heutigen Sondergebiets-Fläche wird als Gewerbefläche dargestellt, um 
die Ausdehnung großflächigen Einzelhandels zukünftig zu begrenzen. Die aktuell genehmigten Nutzungen 
bleiben davon unberührt. 
 
In dem Geltungsbereich der Änderung werden im Übrigen neu bekannte Altlastenverdachtsflächen ge-
kennzeichnet. 
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2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 701 „In der Sohl“ 
 
Beschreibung des Plangebietes 
 
Das Plangebiet der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 701 „In der Sohl“ umfasst eine Fläche von ca. 
17, 5 ha und liegt im Bereich des Gewerbegebietes Distelfeld. Es wird durch die westlich durch die Blü-
cherstraße, südlich durch die Bahnanlagen, östlich durch die Königsberger Straße und nördlich durch die 
Zu- und Abfahrt der B256 in das Gewerbegebiet begrenzt. Eine Abgrenzung kann der nachfolgenden Skizze 
entnommen werden. 
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Allgemeine Ziele und Zwecke der Bebauungsplanänderung  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 701, 1. Änderung- „In der Sohl“, rechtskräftig seit 
11.08.2016, stellt einen Teilbereich des Gewerbegebietes Distelfeld dar. Das Gewerbegebiet Distelfeld 
soll im gesamtstädtischen Kontext die Funktion eines klassischen Gewerbegebietes für Produktion/Wei-
terverarbeitung/Handwerk übernehmen und einen gesamtstädtisch bedeutsamen Einzelhandelsstand-
ort, insbesondere für nicht-innenstadtrelevante Sortimente, wie z.B. Möbelhäuser, Baumärkte, Garten-
center und dergleichen, darstellen. 
Bereits der aktuell rechtskräftige Bebauungsplan verfolgt in seinen Festsetzungen diese übergeordneten 
städtebaulichen Zielsetzungen.  
 
Zur Steuerung des Einzelhandels im Stadtgebiet von Neuwied wurde am 28.04.2022 die Fortschreibung 
des Einzelhandelskonzept als städtebauliches Entwicklungskonzept gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB durch 
den Stadtrat beschlossen. Zielsetzung dieses Konzeptes ist es, die Einzelhandelsentwicklung in der Stadt 
Neuwied zu steuern und damit insbesondere die Zentrumsfunktion der Neuwieder Innenstadt zu stärken 
und wohnortnahe Grundversorgung sicherzustellen. Daher sollen bestimmte Einzelhandelsnutzungen wie 
z.B. Modehäuser, Schuhgeschäfte, Geschäfte für Sportartikel oder Spielwaren und Kosmetik zukünftig nur 
noch in der Innenstadt möglich sein. Außer in der Innenstadt sollen darüber hinaus nur noch an einzelnen 
Standorten in den Stadtteilen und in Teilbereichen des Ergänzungsstandortes Distelfeld großflächige Le-
bensmittelvollsortimenter oder -discounter zulässig sein.  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 701, 1. Änderung- „In der Sohl“ liegt laut beschlossenem 
Einzelhandelskonzept der Stadt Neuwied im Bereich des „Ergänzungsstandorts Distelfeld“, welcher als 
Standort für überwiegend großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-innenstadtrelevantem Kernsorti-
ment gesichert werden soll. 
Bereits heute setzt der rechtskräftige Bebauungsplan zwei Sondergebietsflächen zur Steuerung des Ein-
zelhandels fest, die nun wie folgt aktualisiert und weiter geschärft werden:  
In Sondergebieten (SO 1), gelegen an der Stettiner- sowie zwischen Danziger- und Königsberger Straße, 
sollen zukünftig nur noch großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-innenstadtrelevanten Kernsorti-
menten entsprechend der „Neuwieder Sortimentsliste“ zugelassen werden können. 
Einzelhandelsbetriebe mit innenstadtrelevanten Kernsortimenten, entsprechend der „Neuwieder Sorti-
mentsliste“, sollen sich im Bebauungsplangebiet in Zukunft grundsätzlich nicht zusätzlich ansiedeln oder 
ausweiten, damit sich die Konkurrenz zur Innenstadt nicht weiter verstärkt. 
Allerdings sollen die vorhandenen großflächigen Lebensmittelmärkte an der Stettiner Straße sowie Kö-
nigsberger Straße erhalten bleiben und im Bestand geschützt werden. Für diese werden Regelungen im 
festgesetzten Sondergebiet 2 (SO 2) getroffen, die weiterhin den Verkauf von Getränken, Nahrungs- und 
Genussmitteln ermöglichen. 
Neben dem Einzelhandel haben auch weitere Nutzungen, wie Kultur- und Sozialeinrichtungen, touristi-
sche Infrastruktureinrichtungen, Gastronomie, Einrichtungen mit administrativer Funktion und Dienstleis-
tungsunternehmen insbesondere in ihrer Nutzungsmischung mit Einzelhandel eine charakteristische in-
nerstädtische Funktion. Aus diesem Grund sollen diese Nutzungen im Bebauungsplangebiet 701 „In der 
Sohl“, 2. Änderung eingeschränkt werden, um hier die Entwicklung einer breiten Nutzungsmischung mit 
Erlebnischarakter zu unterbinden und eine sich weiter verschärfende Konkurrenz des Standortes Distel-
feld zur Innenstadt zu vermeiden.  
 
Insbesondere in den als Gewerbegebiet ausgewiesenen Bereichen sollen auch Einrichtungen mit admi-
nistrativer Funktion, freiberufliche Tätigkeiten und Dienstleistungsunternehmen, sowie in Teilbereichen 
Bordelle und Betriebe des Transportgewerbes oder Lagerei ausgeschlossen werden, um deren Auswei-
tung im Bebauungsplangebiet 701 „In der Sohl“, 2. Änderung zu vermeiden. Dadurch soll die Funktion als 
klassisches Gewerbegebiet für die Bereiche Produktion, Weiterverarbeitung und Handwerk weiter ge-
stärkt werden.  
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Bereits ansässige Betriebe aller gewerblichen Nutzungen, die durch die beabsichtige Bebauungsplanän-
derung zukünftig nicht mehr zulässig wären, dürfen zunächst weiterbestehen, da sie Bestandsschutz ge-
nießen. 
Zusätzlich sollen im Zuge des Änderungsverfahrens zeitgemäße Maßnahmen im Sinne der Klimaanpas-
sung und des Klimaschutzes Eingang in die Festsetzungen der Bebauungsplanänderung finden. 
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3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 702 „Distelfeld“ 
Beschreibung des Plangebietes 
 
Das Plangebiet der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 702 „Distelfeld“ umfasst eine Fläche von ca. 19 
ha und liegt im Bereich des Gewerbegebietes Distelfeld. Es wird westlich durch die B256, südlich durch 
die Stettiner Straße, östlich durch die Görlitzer Straße und nördlich durch die B42 begrenzt. Eine Abgren-
zung kann der nachfolgenden Skizze entnommen werden. 
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Allgemeine Ziele und Zwecke der Bebauungsplanänderung  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 702, 2. Änderung- „Distelfeld“, rechtskräftig seit 20.03.2019, 
stellt einen Teilbereich des Gewerbegebietes Distelfeld dar. Das Gewerbegebiet Distelfeld soll im gesamt-
städtischen Kontext die Funktion eines klassischen Gewerbegebietes für Produktion/Weiterverarbei-
tung/Handwerk übernehmen und einen gesamtstädtisch bedeutsamen Einzelhandelsstandort, insbeson-
dere für nicht-innenstadtrelevante Sortimente, wie z.B. Möbelhäuser, Baumärkte, Gartencenter und der-
gleichen, darstellen. 
Bereits der aktuell rechtskräftige Bebauungsplan verfolgt in seinen Festsetzungen diese übergeordneten 
städtebaulichen Zielsetzungen.  
 
Zur Steuerung des Einzelhandels im Stadtgebiet von Neuwied wurde am 28.04.2022 die Fortschreibung 
des Einzelhandelskonzept als städtebauliches Entwicklungskonzept gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB durch 
den Stadtrat beschlossen. Zielsetzung dieses Konzeptes ist es, die Einzelhandelsentwicklung in der Stadt 
Neuwied zu steuern und damit insbesondere die Zentrumsfunktion der Neuwieder Innenstadt zu stärken 
und wohnortnahe Grundversorgung sicherzustellen. Daher sollen bestimmte Einzelhandelsnutzungen wie 
z.B. Modehäuser, Schuhgeschäfte, Geschäfte für Sportartikel oder Spielwaren und Kosmetik zukünftig nur 
noch in der Innenstadt möglich sein. Außer in der Innenstadt sollen darüber hinaus nur noch an einzelnen 
Standorten in den Stadtteilen und in Teilbereichen des Ergänzungsstandortes Distelfeld großflächige Le-
bensmittelvollsortimenter oder -discounter zulässig sein. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 702, 2. Änderung- „Distelfeld“ liegt laut beschlossenem Ein-
zelhandelskonzept der Stadt Neuwied im Bereich des „Ergänzungsstandorts Distelfeld“, welcher als Stand-
ort für überwiegend großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-innenstadtrelevantem Kernsortiment 
gesichert werden soll. 
Bereits heute setzt der rechtskräftige Bebauungsplan drei große Sondergebietsflächen zur Steuerung des 
Einzelhandels fest, die nun wie folgt aktualisiert und weiter geschärft werden.  
In den Sondergebieten mit der Bezeichnung SO1 und SO3, östlich der Breslauer Straße, sollen zukünftig, 
neben sonstigen gewerblichen Nutzungen, großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-innenstadtrele-
vanten Sortimenten entsprechend der „Neuwieder Sortimentsliste“ zugelassen werden können. 
Einzelhandelsbetriebe mit innenstadtrelevanten Kernsortimenten, entsprechend der „Neuwieder Sorti-
mentsliste“, sollen sich im Bebauungsplangebiet in Zukunft grundsätzlich nicht zusätzlich ansiedeln oder 
ausweiten, damit sich die Konkurrenz zur Innenstadt nicht weiter verstärkt. 
Allerdings sollen die vorhandenen großflächigen Lebensmittelmärkte westlich der Breslauer Straße und 
nördlich der Allensteiner Straße erhalten bleiben und im Bestand geschützt werden. Für diese werden 
Regelungen im festgesetzten Sondergebiet 2 (SO 2) getroffen, die weiterhin den Verkauf von Getränken, 
Nahrungs- und Genussmitteln ermöglichen. 
Neben dem Einzelhandel haben auch weitere Nutzungen, wie Kultur- und Sozialeinrichtungen, touristi-
sche Infrastruktureinrichtungen, Gastronomie, Einrichtungen mit administrativer Funktion und Dienstleis-
tungsunternehmen insbesondere in ihrer Nutzungsmischung mit Einzelhandel eine charakteristische in-
nerstädtische Funktion. Aus diesem Grund sollen diese Nutzungen im Bebauungsplangebiet 702, 3. Ände-
rung „Distelfeld“ eingeschränkt werden, um hier die Entwicklung einer breiten Nutzungsmischung mit 
Erlebnischarakter zu unterbinden und eine sich weiter verschärfende Konkurrenz des Standortes Distel-
feld zur Innenstadt zu vermeiden.  
 
Außerdem sollen Betriebe des Transportgewerbes oder Lagerei sowie Bordelle ausgeschlossen werden, 
um deren Ausweitung im Bebauungsplangebiet 702, 3. Änderung „Distelfeld“ zu vermeiden. Dadurch soll 
auch die Funktion als klassisches Gewerbegebiet für die Bereiche Produktion, Weiterverarbeitung und 
Handwerk weiter gestärkt werden.  
Bereits ansässige Betriebe aller gewerblichen Nutzungen, die durch die beabsichtigte Bebauungsplanän-
derung zukünftig nicht mehr zulässig wären, dürfen zunächst weiterbestehen, da sie Bestandsschutz ge-
nießen. 
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Zusätzlich sollen im Zuge des Änderungsverfahrens zeitgemäße Maßnahmen im Sinne der Klimaanpas-
sung und des Klimaschutzes Eingang in die Festsetzungen der Bebauungsplanänderung finden. 
 
 
 
Beteiligungsverfahren: 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines 
Gebiets in Betracht kommen und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrich-
ten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der 
Öffentlichkeit im Sinne des Satzes 1. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit besteht die Möglichkeit, die Unterlagen zur 
Änderung der Bebauungspläne Nr. 701 „In der Sohl“ und Nr. 702 „Distelfeld“ sowie zur 16. Änderung des 
Flächennutzungsplanes einzusehen, sich zu den Plänen zu äußern und mit den Mitarbeitern der Planungs-
abteilung zu erörtern. 
 
Die Änderungsunterlagen zu der 2. Änderung des Bebauungsplanes 701 „In der Sohl“ und der 3. Änderung 
des Bebauungsplanes 702 „Distelfeld“ (Änderungsplan mit Legende, textliche Festsetzungen, Begrün-
dung, Umweltbericht) sowie der 16. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren (Ände-
rungsplan, Begründung, Umweltbericht) können 
 

ab 18.02.2026 

bis 

einschließlich 18.03.2026 

auf der Homepage der Stadt Neuwied unter: 
 

https://www.neuwied.de/aktuelle-planungen 
 

(Startseite/ /Aktuelles/Bürgerbeteiligungen) 
 

eingesehen und heruntergeladen werden. Die jeweils gültigen rechtsverbindlichen Bauleitpläne sowie das 
Einzelhandelskonzept liegen den ausgelegten Unterlagen bei. Zusätzlich werden die Unterlagen in dem 
Dienstgebäude der Stadtverwaltung, Raum Nr. 262, 2. OG, Engerser Landstraße 17, 56564 Neuwied wäh-
rend der Öffnungszeiten bereitgehalten. 
 
Das Einbringen von Stellungnahmen ist während der Dauer der Veröffentlichungsfrist per E-Mail an bau-
leitplanung@neuwied.de oder bei Bedarf an die Stadtverwaltung Neuwied, Stadtbauamt, Engerser Land-
straße 17, 56564 Neuwied schriftlich oder zur Niederschrift möglich. 
 
Stadtverwaltung Neuwied 
Neuwied, den 11.02.2026 
gez. Jan Einig 
Oberbürgermeister  
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